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Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Insgesamt waren Millionen Menschen 
in Deutschland und Österreich in den 
letzten Wochen bei Demonstrationen 
gegen rechts. Ein echter Befreiungs-
schlag, nachdem man lange genug den 
Eindruck bekommen konnte, dass der 
Aufstieg von AfD, FPÖ und Co. von  zu 
vielen Menschen einfach hingenommen 
wird! Währenddessen geht Israels Krieg 
gegen Gaza immer weiter und innerhalb 
der Bewegung gegen rechts müssen wir 
die Solidarität mit den Palästinen-
ser:innen hochhalten. 

Was tun, damit diese Bewegung gegen 
den Rechtsruck wirklich erfolgreich ist? 
Ideen dazu findet Ihr in dieser Nummer 
der Aurora. Ein geschichtlicher Rück-
blick auf den Kampf gegen den österrei-
chischen Austrofaschismus vor 90 Jah-
ren zeigt, wie trügerisch es ist, wenn 
man sich auf die Verteidigung der bür-
gerlichen Demokratie und des bürgerli-
chen Staates beschränkt und nicht zu-
gleich den Kapitalismus beseitigt, auf 

dessen Grundlage all die hasserfüllten 
reaktionären Ideen gedeihen, deren 
Wiederkehr jetzt viele erschreckt. 

„Scheiß auf Selflove – gib mir Klassen-
kampf“ ist zum Bestseller avanciert und 
wird in dieser Ausgabe rezensiert. Mehr 
Klassenkampf braucht auch die Bewe-
gung gegen AfD und FPÖ! 

Die sozialen Probleme sind vielfältig 
und auch die Proteste dagegen, wie Ihr 
auf den kommenden Seiten nachlesen 
könnt: Bei der DB wird gestreikt, aber 
auch darüber hinaus gibt es in Deutsch-
land deutlich mehr Streiks als in frühe-
ren Jahren. Trotzdem ist noch viel Luft 
nach oben!  

In Berlin wird von Sozialarbeiter:innen 
gegen den Kahlschlag der lokalen Regie-
rung mobil gemacht. Landwirt:innen 
protestieren und legen mit ihren Trakto-
ren zum Teil den Verkehr lahm. Sind 
das von rechts dominierte Mobilisierun-
gen des Mittelstands, oder ist das ei-
gentlich auch Klassenkampf? 
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Wenn man ein Übel aus der Welt 
schaffen will, muss man verstehen, wo 
es herkommt. Die AfD hat sich in den 
gut 10 Jahren ihrer Existenz immer 
mehr radikalisiert, so dass sich mittler-
weile der nationalsozialistische Flügel 
um Björn Höcke weitgehend durchge-
setzt hat, auch wenn der offiziell aufge-
löst wurde. Wie konnte sie so stark   
werden? 

Die Umfragewerte und Wahlergebnisse 
der AfD spiegeln die politische Kon-
junktur wider. Während der Covid-
Pandemie verlor sie an Popularität 
durch ihre Ablehnung der Maßnahmen 
und bekam deswegen bei der letzten 
Bundestagwahl 2021 mit gut 10 % tat-
sächlich weniger Stimmen als vier    
Jahre zuvor. Ihren ersten großen 
Wachstumsschub hatte sie 2015/16 als 

große Politik und Medien alle von 
„Flüchtlingskrise“ sprachen. Mit der 
krassen Inflation und der Energiekrise 
infolge des Ukraine-Kriegs konnte sie 
2022 wieder auf knapp 15 Prozent zu-
legen. Und seit letztem Sommer fährt 
sie nun Rekordwerte ein. Und liegt 
selbst nach einem leichten Rückgang 
durch die Demonstrationen der letzten 
Wochen bundesweit bei etwa 19 %, in 
Sachsen und Thüringen als stärkste 
Kraft bei weit über 30 %. 
Nicht nur Symptome, sondern           
Ursachen bekämpfen! 
Die Ursachen für diesen Aufstieg nicht 
so schwer zu erkennen. Während Miet-
preise, Heizungspreise, Einkaufspreise 
stiegen und allen Arbeitenden und nor-
malen Menschen das Leben schwer 
machten, war der Fokus der Regierung 
die Rettung der deutschen Industrie. 
Rückblickend: keine Sorge, deren Profite 
sind nicht großartig geschrumpft, im 
Gegenteil! Die Löhne hingegen schon. 
Auch wenn die Inflationsrate zurückge-
gangen ist, die Preise also nicht mehr so 
schnell steigen, bleiben sie doch dauer-
haft hoch und die große Mehrheit der 
Bevölkerung muss feststellen, dass ihre 
Reallöhne im Vergleich zu 2021 deut-
lich und dauerhaft gesunken sind. In 
allen Tarifrunden der letzten zwei Jahre 
kamen Abschlüsse heraus, die mit    
hohen Einmalzahlungen locken, aber 
die Inflation nicht dauerhaft ausglei-
chen. Im Osten Deutschlands, wo die 
Tarifbindung der Unternehmen viel 
niedriger ist als im Westen, sind die 
Lohnverluste noch höher. Und zeit-
gleich kündigt die Regierung an, dass 
die „Schuldenbremse“ nun endlich wie-SPD-Kanzler Scholz gießt Wasser auf die Mühlen der AfD 

Wie stoppen wir die Rechtsextremen? 
LEITARTIKEL  

D ie AfD (Alternative für Deutschland) in Deutschland hat in den letzten Monaten einen 
Höhenflug bei den Umfragewerten hingelegt, ähnlich geht es der FPÖ (Freiheitliche Partei 
Österreichs) in Österreich. Als Reaktion fanden in den vergangenen Wochen Demonstrationen 
statt, die größer waren als vieles, das wir zuvor gesehen hatten. Bis zu 350.000 in Berlin, 100.000 

in Düsseldorf, 80.000 in Wien. Selbst der deutsche Kanzler Scholz von der SPD (Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands) und Außenministerin Baerbock von den Grünen ließen sich auf einer Demo in Potsdam 
ablichten. Es bleibt abzuwarten, wie tief die Entrüstung über die Rechtsextremen sitzt und wie stark diese 
Bewegung bleibt. So oder so stellt sich aber die Frage: Wie können wir den Rechtsruck stoppen? Mit welcher 
Strategie? 
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der eingehalten werden müsse und bei 
der Bevölkerung der Rotstift angesetzt 
wird. 

Da waren es nicht nur die AfD und   
andere Rechtsradikale, die auf einmal 
wieder gegen die Geflüchteten hetzten, 
was das Zeug hielt und eine neue 
„Flüchtlingskrise“ herbeiredeten, son-
dern auch die regierende Ampelkoaliti-
on (rot-gelb-grün) und die in vielen Bun-
desländern regierende CDU/CSU haben 
auf das Thema der Migration gesetzt, 
um von den sozialen Problemen und 
ihrer eigenen unsozialen Politik abzu-
lenken. 

Viele Kommunen beschwerten sich 
über die Kosten, die ihnen für Infra-
struktur für Geflüchtete entstehen. Der 
wahre Kern dabei ist die notorische Un-
terfinanzierung der Städte und Dörfer, 
doch liegt das daran, dass Gewinne pri-
vatisiert und Verluste vergesellschaftet 
werden und somit Unternehmen und 
Superreiche viel zu wenig zur Kasse 
gebeten werden. Die Migrant:innen 
sind nur ein billiger Sündenbock. In-
folge der Hamas-Attacke im Oktober 
und des israelischen Kriegs gegen Gaza 
gab es nochmal einen verstärkten Ras-
sismus: Arabische und/oder muslimi-
sche Migrant:innen seien angeblich 
antisemitisch und nicht genügend inte-
griert in die „deutsche Leitkultur“, die-
sen unsäglichen Begriff, den die CDU 
nun wieder lauthals verkündet. Und 
SPD-Kanzler Olaf Scholz kündigte an, 
dass endlich im großen Stil abgescho-
ben werden müsse. Die Regierung 
bringt ein Gesetz durch, das die Ab-
schiebepraxis verschärft. 

Welche Antworten geben die 
Rechten? 
Genau diese Mischung von Lohnverlus-
ten und Zukunftsängsten bei großen 
Teilen der Bevölkerung und das syste-
matische Herbeireden von „Über-
forderung“ durch Migration war und ist 
Wasser auf die Mühlen der AfD. Alle 
Rechten Kräfte inszenierten sich in  
Folge als Verteidiger:innen des Lebens-
standard „der Deutschen“. Anstatt je-
doch den Klassenkampf von oben und 
die sinkenden Löhne anzuprangern, 
setzen sie auf eine nationale Einheit in 
anderer Form. Deutschland müsse nur 
mit Russland wieder einig werden, um 
die Versorgungsprobleme zu beheben 
und der deutschen Wirtschaft Wohl-

stand zu verschaffen.  

Die AfD und andere Rechtsextreme ge-
ben also durchaus Antworten auf die 
großen Fragen dieser Zeit: Krieg, Inflati-
on, Klimaschutz, Migration usw. Das 
sind selbstverständlich durch und 
durch reaktionäre Antworten, die wir 
bekämpfen müssen. Abers sie sind er-
folgreich, weil es die einzigen Antwor-

ten sind, die scheinbar gegen das Estab-
lishment sind und die nicht von Dop-
pelmoral triefen wie bei den Regie-
rungsparteien. 

Diese sind selbst die Verursacher der 
Probleme: seien es Nationalismus und 
Aufrüstung, seien es Kosten und Löhne, 
sei es der Sozialchauvinismus gegen 
Arbeitslose, sei es zu wenig Klima-
schutz, für den dann auch noch die Ar-
beiter:innen zahlen müssen, anstatt der 
Konzerne, seien es rassistische Kom-
mentare, rassistische Grenzpolitik, ras-
sistische Asylpolitik, usw. 

Revolutionäre Antworten statt 
das „kleinere Übel“! 
Auf den Großdemonstrationen gegen 
rechts wird oft die Rettung „der Demo-
kratie“ gegen den Rechtsextremismus 
beschworen. Das können die Regie-
rungsparteien sogar versuchen für ihren 
Wahlkampf zu nutzen. Doch der Gegen-
satz ist nicht einerseits die böse AfD 
und auf der guten Seite alle anderen 
Parteien. Sondern die herrschende Poli-
tik und die AfD stehen in Wahrheit auf 
der anderen Seite, die wir bekämpfen 
müssen. „Wer aber vom Kapitalismus 
nicht reden will, sollte auch vom       
Faschismus schweigen“ lautet ein be-
kanntes Zitat aus den 1930er Jahren 
(von Horkheimer) und das lässt sich 
auch auf AfD, FPÖ und Co. anwenden. 

Die SPD oder die CDU an der Regierung 
sind ein „kleineres Übel“ im Vergleich 
zur AfD? Mag sein. Doch das Problem 
ist, dass dieses kleinere Übel dem grö-

ßeren den Boden bereitet. Deshalb ist es 
keine Lösung, gegen die Rechten nur 
den Status Quo zu verteidigen. 

Was es braucht gegen AfD, FPÖ und 
Rechtsruck ist eine wirkliche Anti-
Establishment-Partei, die einerseits 
deklassierte Wähler:innen und Anhä-
nger:innen gewinnen kann, indem sie 
eine wirkliche Alternative darstellt, und 

andererseits schlagkräftig ist, also auch 
gegen die faschistischen Kerne der AfD 
und andere Neonazis Widerstand      
leisten kann. 

Eine wirkliche Alternative darstellen 
heißt zu verstehen, dass der Kapitalis-
mus das Grundübel ist, dessen Logik 
sowohl Faschismus als auch das Leid 
dieser Gesellschaft produziert, und eine 
Perspektive für alle Arbeiter:innen zu 
machen, aufzuzeigen, dass nur unser 
gemeinsamer Kampf gegen die Profi-
teur:innen des Systems etwas verän-
dern kann. 

Eine solche Partei gibt es nicht. Wir 
müssen sie aufbauen. Das bedeutet, 
dass wir auf kleinerer Ebene Kämpfe 
führen und als revolutionäre Kräfte für 
Organisierung eintreten müssen. Dafür 
brauchen wir möglichst viele. Wir als 
RSO haben uns mit anderen linken Or-
ganisationen darauf verständigt, dass 
wir „dazu beitragen wollen, dass in der 
aktuellen Bewegung gegen Rechts ein 
deutlich erkennbarer antikapitalisti-
scher Pol entsteht, der nicht nur die AfD 
bekämpft, sondern auch eine Front ge-
gen die unsoziale und rassistische Re-
gierungspolitik und letztlich gegen 
Krieg und Kapitalismus aufbaut.“ Wir 
setzen darauf, dass wir noch viele       
weitere Mitstreiter:innen gewinnen! 

Konstantin Blass, Düsseldorf und  
Richard Lux, Berlin 

>> Die reaktionären Antworten der Rechten 
sind erfolgreich, weil es die einzigen 

Antworten sind, die scheinbar gegen das 
Establishment sind und die nicht von 

Doppelmoral triefen wie bei den 
Regierungsparteien. << 
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DEUTSCHLAND  

In Deutschland richtete sich die Bewe-
gung vor allem gegen die Streichung der 
KfZ-Steuer-Befreiung. Daher breitete 
sich die Revolte auch auf allerlei Hand-
werker:innen und Spediteur:innen aus. 
Also auf Leute, die ein gemeinsames 
wirtschaftliches Ziel verfolgen – zu ver-
hindern, dass einer ihrer Kostenbe-
standteile steigt – die aber nicht zur 
eigentlichen „Landwirtschaft“ gehören. 
Man könnte die Bewegung sogar als 
eine Bewegung von Leuten, die tagtäg-
lich im ländlichen Raum arbeiten, be-
zeichnen. An der Berliner Demonstrati-
on am 15. Januar waren zum Beispiel 
Beschäftigte beteiligt, die ein paar na-
gelneue Traktoren mitgebracht hatten, 
einfach weil ihr Betrieb Traktoren ver-
kauft und repariert. Der Boss dieses Be-
triebs hatte seinen 500 Angestellten 
den Segen gegeben demonstrieren zu 
gehen. Sicher wegen des Werbeeffekts. 
Aber die Kolleg:innen sagten aus ehrli-
cher Solidarität: „Wir demonstrieren für 
unsere Bauern.“ 

Trotz der vielfältigen Interessen der 
Demonstrierenden war der Ausdruck 
der Bewegung gleich politischer als fast 
jeder Streik von Lohnabhängigen. Es 
wurde kein besserer Nenner gefunden 
als eine Opposition gegen die Ampelko-
alition. Sie alle sind auf diejenigen wü-
tend, die uns „dumm regieren“. 

Die wirtschaftliche Zwangslage ... 
Die Demonstrant:innen bezeichnen 
sich gerne als „Mittelstand“, der „das 
Land“ erhalte. Diese pauschale Darstel-
lung versteckt aber, dass die Landwirt-
schaft nicht weniger von kapitalisti-
schen Interessen durchdrungen und 
bedrängt ist als der Rest der Wirtschaft. 
Schon lange werden landwirtschaftli-
che Produkt von der Agrarindustrie ver-
arbeitet, gelagert und verpackt, dann 
vom Klein- oder eher Großhandel ver-
marktet. Jedes Glied dieser Kette bean-

sprucht einen Teil des Mehrwerts für 
sich, was die Armut der ursprünglichen 
Produzent:innen bedingt. 

Darüber hinaus betrifft die landwirt-
schaftliche Aktivität das Verhältnis des 
Menschen zur Natur. Den Bäuer:innen 
wird auferlegt, gut und viel zu produzie-
ren, aber bitte umweltfreundlich. Um 
die Proteste der Bäuer:innen zu ent-
schärfen, versuchte EU-Kommissions-
präsidentin von der Leyen deren Inte-
ressen gegen die Umwelt auszuspielen: 
Am 6. Februar kündigte sie an, ein Um-
weltschutzgesetz gegen hohen Pestizid-
einsatz zurückziehen zu wollen. Statt 
Geld zum Leben sollen die Landwirt:in-
nen die Erlaubnis bekommen, die Um-
welt länger zu verschmutzen. 

… und ihr politischer Ausdruck 
Von den Großstädten einigermaßen 
isoliert, sehen sich die Landwirt:innen 
gerne und zu Recht als Ernährer:innen, 
wenn nicht der ganzen Welt, dann zu-
mindest von Deutschland. Und tatsäch-
lich waren bei den Demonstrationen so 
viele Deutschland-Fahnen zu sehen, 
wie bei sonst keinem Aktionstag. Die 
Frage, ob diese nationalistischen Töne 
von den Freien Wählern oder von der 
AfD gefördert werden, oder wie sehr 

diese Parteien von der Bewegung profi-
tieren werden, verdeckt die eigentlichen 
Interessen, die hinter der nationalisti-
schen Propaganda stecken. Ebenso wie 
bei den Arbeiter:innen in der Industrie 
werden mit den angeblichen Interessen 
„des Landes“ oder „des Standortes“ die 
Revolten der Ausgebeuteten auf Abwege 
gebracht. 

Die deutsche Landwirtschaft produziert 
für den Export und zugunsten der Ge-
winne der Nahrungsmittelindustrie 
und des Großhandels, die die Preise 
bestimmen. Aber diese Realität soll auf 
keinen Fall sichtbar werden, und so 
werden die politischen Töne der Bewe-
gung bewusst in nationalistisches Fahr-
wasser gesteuert. 

Der klassenkämpferische Ausweg 
Nach zahlreichen Blockaden Anfang 
Februar drangen in der belgischen Stadt 
Genk Landwirt:innen in die Lagerhallen 
eines Lidl ein und diskutierten mit dem 
Personal dort. So sieht das Bündnis von 
Proletariat und Bäuer:innenschaft aus, 
das die radikale Linke schon lange dis-
kutiert! 

Lorenz Wassier und Dimitri Otto, Berlin 

Bauernproteste in und außerhalb Deutschlands 
Teil der allgemeinen sozialen Unzufriedenheit 

E rst hingen Stiefel an Ortsschildern. In Deutschland wie in Frankreich wurden solche Ortsschilder 
auch auf den Kopf gestellt neu montiert. Dann tobte im Januar eine kräftige Bewegung, die in 
Deutschland die Legitimitätskrise der Regierung weiter verschärfte. 

In der Zange des Großkapitals 
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DEUTSCHLAND 

Die Streiks in Deutschland Anfang die-
sen Jahres waren besonders sichtbar: 
Nicht nur die Lokführer der GDL haben 
gestreikt, sondern auch ver.di rief zum 
Streik der Beschäftigten im öffentlichen 
Nahverkehr auf, Anfang Februar streik-
ten dann die Beschäftigten der Lufthan-
sa. Da die Streikenden in den Medien 
regelmäßig als Geiselnehmer bezeich-
net werden, haben die Kolleg:innen oft 
Zweifel an der Legitimität ihrer Streiks. 
Manche bedauern sogar streiken zu 
müssen. Im Vergleich zu den Pflegekräf-
ten im Krankenhaus – wo es um Leben 
und Tod gehen kann – ist ein Streik im 
öffentlichen Nahverkehr eher leicht. 
Und im Vergleich zu Streiks in der In-
dustrie – bei denen sich die Unterneh-
mer:innen oft an den vollen Lagern be-
dienen können – wirken solche Streiks 
unmittelbarer und nehmen schnell eine 
politische Dimension an. Anfang Janu-
ar, anlässlich des ersten Streiks der 
GDL, erschien früh am Morgen auf Ins-
tagram ein Post der IG-Metall-Jugend 
mit der ewigen Wahrheit: „Streiks müs-
sen den Arbeitgebern weh tun, damit 
sie Druck ausüben“. 

Man streikt nicht mehr alleine 
Die steigende Stimmung bei den Lohn-
abhängigen bringt Kolleg:innen dazu, 
Solidaritätsaktionen zu unternehmen. 
Nach mehreren Wochen Streik beim 
Jüdischen Krankenhaus in Berlin haben 
ein paar Pflegekräfte des Nachbar-
Krankenhaus Charité ihre Kolleg:innen 
über den Arbeitskampf informiert. So 
wurden früh am Morgen ein Transpa-
rent gezeigt und ein paar Aufkleber ver-
teilt. Solche Initiativen entstehen im 

Kontext einer allgemeinen Unzufrie-
denheit. In einer Großstadt wie Berlin 
wird nicht selten an mehreren Ecken 
gleichzeitig gestreikt ... 

12 % mehr, aber mindestens 500€ 
mehr pro Monat? 
Die Lohnforderung der Gewerkschaft 
ver.di beim aktuellen Streik der Luft-
hansa scheint nach Jahren der Inflation 
alles andere als übertrieben. Ein rück-
wirkender Blick auf die vergangenen 
Tarifrunden zeigt aber, dass die erziel-
ten Ergebnisse weit hinter den angesag-
ten Forderungen zurückbleiben. Am 21. 
Januar präsentierte die Vernetzung für 
Kämpferische Gewerkschaften (VKG) 
eine Bilanz der großen Tarifrunden. 

Eine Vergleichsliste verschiedener 
Branchen hebt hervor, dass die er-
kämpften Lohnerhöhungen eher um die 
5% liegen ... Und überhaupt: Die Lauf-
zeiten sind in der Regel doppelt so lang 
wie die geforderten 12 Monate! In der 
Industrie bleibt die Angst vor Stellenab-
bau groß. Dagegen werden sogenannte 
„Sozialtarifverträge“1 unterschrieben, 
die keinen Arbeitsplatz retten, aber den 
Großunternehmen zusichern, dass die 
Löhne auf niedrigem Niveau bleiben. 

Gewerkschaften verraten? 
Diese Bilanz kann auf keinen Fall als 
positiv bezeichnet werden und passt 
nicht zu den Auswertungen der Ge-
werkschaftsspitzen, die am Ende jeder 
Tarifrunde zu hören sind. Diese Ergeb-
nisse entsprechen aber oft den realen 
Arbeitskämpfen, die stattgefunden ha-
ben und die oft auf ein paar Warn-
streiks beschränkt blieben. Das allge-
meine Gefühl der Arbeiter:innenklasse 
ist in diesem Kontext weit davon ent-
fernt, die Gewerkschaften als Verräter 
zu bezeichnen. Die IG Metall verliert 
seit einem Jahr keine Mitglieder mehr 
und andere Gewerkschaften gewinnen 
eher neue Mitglieder hinzu, was eine 
steigende Kampfbereitschaft ausdrückt. 

In Deutschland ist außerdem die Ta-
rifbindung stark zurückgegangen. Der 
Verdienstunterschied bei den Betrieben 
mit oder ohne Tarifvertrag liegt bei über 
500 Euro. Wenn aber Anfang Februar 
der Bundesminister für Arbeit und Sozi-
ales behauptete, die Tarifbindung stär-
ken zu wollen, ging es ihm natürlich 
nicht darum, die Kraft der Arbeiter:in-
nenklasse zu stärken! Das können nur 
die aktiven und organisierten Kolleg:in-
nen in den Betrieben selbst und von 
ihnen gibt es immer mehr. 

Lorenz Wassier und Karl Gebhardt, Berlin 

 
1 Tarifverträge werden in Österreich als 
Kollektivverträge bezeichnet 

Wird Deutschland zum Streikland? 

L aut eines „Tarifexperten“ des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) wurde seit 2010 nicht mehr so 
viel gestreikt. Und er fügt hinzu: „Das wird sich vermutlich auch 2024 fortsetzen“. Diese Situation 
veranlasst die Presse zu verfälschten Alarmschreien, die nur darauf zielen zu verstecken, dass das 

Deutsche Kapital noch von einer echten Streikwelle verschont bleibt. Im Nachbarland Frankreichs wird 
viermal so viel gestreikt wie in Deutschland. 

>> Eine Vergleichsliste verschiedener Branchen 
hebt hervor, dass die erkämpften 

Lohnerhöhungen eher um die 5 % liegen … << 
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Am Ende des Ersten Weltkriegs 
herrschte in unzähligen Ländern Euro-
pas Hunger, Zerstörung, Kriegsmüdig-
keit und politischer Aufruhr. Die Russi-
sche Oktoberrevolution 1917 diente vie-
len Arbeiter:innen als Inspiration und 
Perspektive. Auch in Österreich war das 
politische und soziale Gefüge schwer 
erschüttert. Die Donaumonarchie war 
am Zerfallen, der Kaiser dankte im No-
vember 1918 unter dem Druck großer 
Demonstrationen und Streiks ab. Ein 
Zeitzeuge beschreibt die Situation in 
Österreich folgendermaßen: 

„Die Regierung hatte keine Mittel der Ge-
walt zur Verfügung: Die bewaffnete Macht 
war kein Instrument gegen die von revolu-
tionären Leidenschaften erfüllten Proletari-
ermassen. (…) Keine bürgerliche Regierung 
hätte diese Aufgabe bewältigen können. Sie 
wäre wehrlos dem Misstrauen und dem 
Hass der Proletariermassen gegenüberge-
standen. Sie wäre binnen acht Tagen durch 
Straßenaufruhr gestürzt, von ihren eigenen 
Soldaten verhaftet worden. Nur Sozialde-
mokraten konnten diese Aufgabe von bei-
spielloser Schwierigkeit bewältigen. Nur 
ihnen vertrauten die Proletariermassen. (…) 
Nur Sozialdemokraten konnten wild erreg-
te Demonstrationen durch Verhandlungen 
und Ansprachen friedlich beenden, nur 
Sozialdemokraten konnten sich mit den 
Arbeitslosen verständigen, die Volkswehr 
führen, die Arbeitermassen von der Versu-
chung zu revolutionären Abenteuern (…) 
abhalten. Die Funktion, die damals die 
wichtigste Funktion der Regierung war, 
konnte nur von Sozialdemokraten erfüllt 
werden. Die tiefe Erschütterung der bürger-
lichen Gesellschaftsordnung fand darin 
ihren anschaulichsten Ausdruck, dass eine 
bürgerliche Regierung, eine Regierung ohne 

Sozialdemokraten schlechthin unmöglich 
geworden war.” 

Dieses Zitat stammt nicht von einem 
linksradikalen Kritiker der Sozialdemo-
kratie, sondern von deren Parteiführer 
Otto Bauer. Diese Haltung war kein 
Zufall oder Ausrutscher, sondern ver-
breitete sich bereits nach 1900 und eb-
nete sowohl den Weg in den Ersten 
Weltkrieg als auch in den Austro-
faschismus und Nationalsozialismus. 

Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
(SDAP, heute SPÖ) dominierte die Be-
wegung der Arbeiter:innen- und Solda-
tenräte, war aber nicht bereit zu einem 
Schritt über die bürgerliche Demokratie 
hinaus. Aus den Wahlen im Februar 
1919 ging die SDAP als stärkste Partei 
hervor, bildete jedoch eine Koalitionsre-
gierung mit den bürgerlichen Christ-
lichsozialen (CS). Und auch als im be-
nachbarten Ungarn 1919 die Räterepub-
lik ausgerufen wurde, wandte sich die 
SDAP gegen ein „unverantwortliches 
Abenteuer“ und half den ungarischen 
Arbeiter:innen nicht. 

Rotes Wien und Austromarxismus 
Stattdessen setzte die Sozialdemokratie 
in den 1920ern auf ein umfassendes 
sozialreformerisches Programm. Das 
„Rote Wien“ unter sozialdemokrati-
schen Bürgermeistern sollte als Vorbild 
und Schablone den Weg in die Zukunft 
weisen. Im großen Stil wurden städti-
sche Wohnungen sowie weitere soziale 
Infrastruktur (Kindergärten, Bücherei-
en, Schwimmbäder ...) gebaut. Dieser als 
„demokratischer Weg in den Sozialis-
mus“ theoretisierte „Austromarxismus“ 
brauche – so Otto Bauer – aber eine ab-
solute Mehrheit im Parlament. Diese 
sollte durch die erfolgreiche Reformpo-
litik wie im Roten Wien früher oder 
später erreicht werden. 

Die austromarxistischen Führer gingen 
in ihrer naiven reformistischen Zuver-
sicht davon aus, dass sich ihr demokra-
tischer Sozialismus als historische Not-
wendigkeit durchsetzen werde. Sie blie-
ben dabei im Rahmen der bürgerlichen 
Demokratie, obwohl die politische Ent-
wicklung diese Beschränkung eigent-
lich überhaupt nicht zuließ. Die bürger-

ÖSTERREICH  

12. Februar 1934 
90 Jahre Aufstand gegen den Austrofaschismus 

I n den Februarkämpfen gipfelte der Kampf der Arbeiter:innenbewegung gegen den Austrofaschismus 
in einem finalen bewaffneten Aufstand. Der wesentliche Grund für die Niederlage findet sich in der 
zurückweichenden und beschwichtigenden Haltung der Führung der Sozialdemokratie seit der 
Revolution 1918. Die Geschichte zeigt, dass vermeintliche Kompromisse und ein Vertrauen in die 

Institutionen des bürgerlichen Staats dem Aufstieg des Faschismus nichts entgegensetzen können – im 
Gegenteil. 
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liche CS radikalisierte sich hingegen im 
Laufe der 1920er immer weiter – weg 
von der bürgerlichen Demokratie hin zu 
einer faschistischen Ausrichtung (wie 
auch in anderen Ländern Europas). Im 
Korneuburger Eid wurde 1930 ganz offi-
ziell der Abschied vom „westlichen de-
mokratischen Parlamentarismus“ ver-
lautbart. 

Der Weg in den Faschismus 
Beim Brand des Justizpalastes 1927 
zeigten sich die zunehmende Zuspit-
zung sowie die unveränderte Haltung 
der sozialdemokratischen Parteifüh-
rung deutlich. Nach dem Freispruch 
zweier Arbeiter-Mörder kam es zu 
Streiks und riesigen Demonstrationen, 
die sich gegen die Klassenjustiz richte-
ten. Während die Arbeiter:innen-
Massen ihren Kampfwillen zeigten und 
dabei nach Polizeischüssen der Jusitz-
palast gestürmt und in Brand gesteckt 
wurde, setzte die sozialdemokratische 
Führung alles daran, die Bewegung wie-
der unter ihre Kontrolle zu bekommen. 
Während die Christlichsozialen in den 
folgenden Jahren immer offener fa-
schistisch wurden, wichen Bauer und 
die SDAP immer weiter zurück. Dabei 
hatte diese im Linzer Programm von 
1926 erklärt, sollten die Bürgerlichen die 
Demokratie beseitigen, „dann wäre die 
Arbeiterklasse gezwungen, den Widerstand 
der Bourgeoisie mit den Mitteln der Dikta-
tur zu brechen“. 

Im März 1933, als der austrofaschisti-
sche Führer Engelbert Dollfuß das Par-
lament ausschaltete, trat dieser Ernst-
fall ein. Die Arbeiter:innen warteten 
angespannt auf das Signal zum General-
streik und die Schutzbündler1 auf den 
Ruf, die Waffen in die Hand zu nehmen. 
Doch die SDAP verzichtete auf den 
Kampf, obwohl Dollfuß die Grundlagen 
der bürgerlichen Demokratie zertrüm-
merte. Bauer sah später ein, dass „die 
Bedingungen für einen erfolgreichen Kampf 
nie so günstig waren wie an jenem Tage“. 

Nach der Ausschaltung des Parlaments 
war es nur mehr eine Frage der Zeit, bis 
die Austrofaschisten endgültig aufräu-
men wollten. Es fanden zunehmend 
Hausdurchsuchungen und Beschlag-
nahmungen von Waffen des Schutz-
bundes statt. 

 

Die Februarkämpfe 
Am 12. Februar 1934 fand eine Haus-
durchsuchung im Linzer Parteiheim der 
SDAP statt um, wie auch in anderen 
Heimen, diese zu entwaffnen. Die Lin-
zer Ortsgruppe des Schutzbunds wider-
setzte sich (entgegen den Befehlen der 
Parteileitung) und leistete bewaffneten 
Widerstand. In Oberösterreich, Wien 
und der Steiermark brachen Kämpfe 
aus. Schutzbündler verschanzten sich 
in Arbeiterheimen und Gemeindebau-
ten und leisteten Widerstand. Aber 
nicht alle hatten den Mut zur Tat. Viele 
führende Funktionär:innen ließen sich 
absichtlich verhaften oder weigerten 
sich, den kampfbereiten Genoss:innen 
die Waffenverstecke zu verraten. 

Aus dem Kreis der engsten Parteispitze 
setzten die meisten noch in der Stunde 
des Kampfes auf Verhandlungen mit der 
Regierung oder warteten gelassen auf 
den Untergang. Eine Kampfleitung um 
Otto Bauer und Julius Deutsch versuch-
te den Widerstand zu koordinieren, was 
aber aufgrund der unzulänglichen Vor-
bereitungen und inkonsequenten Maß-
nahmen aussichtslos war. Bauer flüch-
tete bereits nach einem Tag. Durch die-
ses Versagen waren Tausende zur Untä-
tigkeit gezwungen. Für sie war der 12. 
Februar ein deprimierender Tag. Die 
Niederlage der schlecht bewaffneten, 
führerlosen und unkoordinierten 
Schutzbündler war damit besiegelt. 

Die Lehren des Februar 1934 
Die Angst der Parteibürokratie vor dem 
Kontrollverlust über eine kämpferische 
Arbeiter:innenbewegung überwog ihre 
Angst vor einer Konterrevolution. Zu-
dem hielt die SDAP-Führung an der 

Illusion fest, dass dem fortschrittlichen 
Projekt des „Roten Wien“ ohnehin die 
Zukunft gehöre. Die Situation ist heute 
politisch nicht so zugespitzt wie damals 
– vor allem gibt es keine so bewusste 
und kämpferische Arbeiter:innenklasse. 
Aber das Mantra der Sozialdemokratie 
und anderer bürgerliche Kräfte, die vor-
geben die „Demokratie verteidigen“ zu 
wollen ist das gleiche: „Uns wählen. 
Abwarten und sich bereithalten. Wir 
regeln das schon.“ 

Das Schicksal des „Roten Wiens“ im 
Februar ’34 zeigt auch, dass entschei-
dende Veränderungen nicht aus einer 
anderen Stimmenverteilung in bürgerli-
chen Institutionen kommen werden, 
sondern eine Veränderung der Kräfte-
verhältnisse notwendig ist. Das können 
wir nur in den Betrieben, Schulen, Unis 
und auf der Straße aufbauen. Dabei 
müssen wir auf eine kämpferische 
Selbstorganisation von unten statt auf 
bürokratische Stellvertrer:innenpolitik 
setzen. 

Johannes Wolf, Wien 

 

1 Der Republikanische Schutzbund war 
– wie das Reichsbanner in Deutschland 
– eine paramilitärische Organisation 
der SDAP. Obwohl aus Arbeiter:innen 
gebildet, war der Bund nicht als Arbei-
termiliz, sondern wie eine bürgerliche 
Armee mit Führung und Befehlsemp-
fänger:innen organisiert. Ende der 
1920er Jahre umfasste er 80-90.000 
Mitglieder, im Februar 1934 noch ca. 
30.000. 
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INTERNATIONAL  

Im gesamten Nahen Osten gibt es eine 
breite Unterstützung für den palästi-
nensischen Widerstand. Er ist für die 
Menschen in der Region ein Symbol der 
Folgen der US-amerikanischen und eu-
ropäischen Vorherrschaft. 

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
hat der US-Imperialismus seine Prä-
senz und Kontrolle über den Nahen 
Osten ausgebaut. Die Region verfügt 
über enorme natürliche Ressourcen und 
liegt strategisch günstig an den Land- 
und Seewegen für den internationalen 
Handel. Die Unterstützung des israeli-
schen Krieges gegen den Gazastreifen 
ist eine Fortsetzung der Bemühungen 
der USA die Region zu beherrschen, wie 
sie es in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten im Irak und in Afghanistan 
getan haben. 

Die Vorherrschaft der USA und anderer 
europäischer imperialistischer Mächte 
hat viele Feinde geschaffen. Der mäch-
tigste ist das iranische Regime, das seit 
der Revolution von 1979 und dem Sturz 
der von den USA gestützten Diktatur 
von den USA bedroht wird. Der Iran 
unterstützt Milizen in der Region, die 
sich im vergangenen Monat bewaffnete 
Auseinandersetzungen mit US-ameri-
kanischen und israelischen Streitkräf-
ten geliefert haben. Der Iran behauptet, 
mit seinen Aktionen die Palästinen-
ser:innen zu unterstützen. Aber wie die 
USA kämpft er um wirtschaftlichen und 
politischen Einfluss in der Region. 

Die USA haben mehrere Militärstütz-
punkte im Irak und in Syrien, die von 
den vom Iran unterstützten Milizen 
angegriffen wurden. Daraufhin schlu-
gen die USA mit Drohnenangriffen zu-
rück, bei denen Dutzende Menschen 
getötet wurden. Anfang Januar flog Isra-

el zwei Luftangriffe auf Beirut, die dicht 
besiedelte Hauptstadt des Libanon, bei 
denen ein hochrangiger Hamas-Führer 
getötet wurde. 

Als Vergeltungsmaßnahme gegen die 
USA und Israel greifen Rebellengrup-
pen im Jemen Frachtschiffe an, die ver-
suchen, durch das Rote Meer und den 
Suezkanal zu fahren. Etwa 12 % des 
Welthandels werden über diese Wasser-
straßen abgewickelt, so dass diese An-
griffe den Welthandel erheblich gestört 
haben. Als Reaktion darauf eskortieren 
die USA und ihre Verbündeten Han-
delsschiffe durch diese Wasserstraßen. 
Die Bundeswehr wird daran beteiligt 
sein. Einige internationale Schifffahrts-
unternehmen haben ihren Betrieb in 
diesen Gebieten vorübergehend einge-
stellt und sind gezwungen, längere und 
teurere Routen zu nehmen. 

Das Ergebnis des israelischen Krieges 
bedeutet, dass wir uns in einer hochgra-
dig instabilen Situation befinden, in der 
sich jeden Moment ein ausgewachsener 
regionaler Krieg entwickeln kann. Und 
angesichts der Bündnisse, die die Re-
gime dieser Länder mit Russland, China 
und anderen Ländern unterhalten, 

droht im Hintergrund ein noch größe-
rer Krieg. 

Israels Krieg gegen die Palästinen-
ser:innen ist nur durch die volle Unter-
stützung der US-Regierung möglich. Sie 
hat Israel seit den 1950er Jahren mehr 
als 300 Milliarden Dollar an Militärhil-
fe gewährt, um die Rolle des US-
Polizisten in der Region zu spielen. Die 
Gefahr eines noch größeren Gemetzels 
ist erschreckend. 

Das bedeutet, dass wir uns organisieren 
und noch aktiver werden müssen. Wir 
müssen unsere Kräfte gegen diesen 
mörderischen Krieg gegen die Palästi-
nenser:innen und die anderen Völker 
des Nahen Ostens mobilisieren und 
verbreitern. Und wir müssen uns der 
fortgesetzten Vorherrschaft der USA 
und ihrer Verbündeten wie Deutsch-
land über den Nahen Osten widerset-
zen, die diese in unserem Namen ausü-
ben. 

10.02.2024 

Bearbeitete Version des Artikels „Gaza Ge-
nocide Threatens Wider Middle East War“ 
von https://speakoutsocialists.org/ 

Der Krieg gegen Gaza befeuert eine Eskalation  
im Nahen Osten 

I sraels mörderischer Krieg gegen das palästinensische Volk wütet nun schon seit mehr als drei 
Monaten. Mehr als 27.900 Palästinenser:innen wurden getötet. Die UNO schätzt, dass 1,7 Millionen 
Palästinenser:innen, mehr als 75 % der Bevölkerung im Gazastreifen, vertrieben wurden. Israel hat 
seinen Krieg auf das besetzte Westjordanland ausgeweitet, wo seit dem 7. Oktober über 380 

Palästinenser:innen getötet wurden. Während dieses Massakers hat sich Israels Schreckensherrschaft über 
die Grenzen Palästinas hinaus ausgebreitet und droht, einen Konflikt in der gesamten Region auszulösen. 

Ein Militärhubschrauber der Huthi fliegt über ein Frachtschiff im Roten Meer. Quelle: Reuters 
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Anders als bei den kurzen Streiktagen 
ab 10. Januar gab es während der letz-
ten Streiktage ab 24. Januar in Berlin 
wieder ein Streiklokal, diesmal im sel-
ben Gebäude wie die „sozialistische“ 
Zeitung „nd“, verziert mit Rosa-
Luxemburg-Zitaten. Da gab es bei eini-
gen Streikenden eine gewisse Beklem-
mung, ist doch der GDL-Apparat ein 
CDU-Laden ohne Berührungsängste 
mit der AfD. 

Am 1. Streiktag kamen gleich Kol-
leg:innen zu Besuch von der CFM Cha-
rité Facility Management, einem Toch-
terunternehmen des Krankenhauses 
Charité. Sie wurden vor mehr als 10 
Jahren ausgegliedert, um die Löhne zu 
drücken. Ohne große Planung sind eini-
ge mit Transparent vorbeigekommen 
und haben die Leute im Streiklokal 
überzeugt, draußen ein gemeinsames 
Foto zu machen. Auf dem Transparent 
stand: „GDL ver.di CFM Gemeinsam 
solidarisch mit dem JKB“. JKB ist das 
Jüdische Krankenhaus Berlin, wo zur 
selben Zeit gestreikt wurde für mehr 
Personal. 

Es gibt derzeit viele Tarifrunden und 
Proteste. Die Zeit war günstig für den 
Streik der Bahner:innen. Die Demon-
stration mit 450 Leuten rund um den 
Berliner Ostbahnhof am 3. Streiktag lief 
super. Highlight war der Doppeldecker-
Bus eines Lokführers, der für den Tag 
mit Transparenten und Fahne aufge-
hübscht wurde. 

Auf der Demo hat auch ein Fahrdienst-
leiter gesprochen, der Mitglied der an-
deren größeren Bahngewerkschaft EVG 
ist. Er hatte solidarische Grüße mitge-
bracht und Unterstützung für die Ar-
beitszeitabsenkung und die 555 Euro. 
Man stelle sich vor, dass die vielen GDL-
Mitglieder, die ihm applaudiert haben, 

beim nächsten EVG-Streik dabei sind, 
und alle EVG-Mitglieder, denen der Ab-
schluss im Sommer zu niedrig war, ma-
chen beim nächsten GDL-Streik mit … 

Aus angekündigten 6 Streiktagen 
wurden 5 
Aber dann kam plötzlich am 4. Streiktag 
über die Presse das vorzeitige Ende des 
Streiks. Nach vertraulichen Gesprächen 
in der Nacht zuvor hat die GDL-
Chefetage beschlossen, den Streik um 
16 Stunden zu kürzen. Es dauerte ein 
bisschen um zu verstehen, dass die DB-
Verhandler dafür überhaupt nix zuge-
sagt, sondern nur „Verhandlungsbereit-
schaft“ erklärt hatten. 

Die Urabstimmung im Dezember mit 
97 % Zustimmung für den Streik war 
genau dafür gewesen, um aus der Frie-
denspflicht rauszukommen und unbe-
fristet streiken zu können, bis ein Er-
gebnis vorliegt, das den Bahner:innen 
passt. Nun hat die DB nicht nur ein 
vorgezogenes Streikende geschenkt be-
kommen, sondern auch die Zusage, dass 
bis 3. März nicht gestreikt wird und die 
Verhandlungen im Geheimen laufen. 
Das ist ein Schritt zurück. Im Streiklo-
kal war nach dieser Ansage nur noch 
wenig Leben. 

Weiterstreiken oder verhandeln? 
Falsche Frage 
Verhandlungen ohne den Druck des 
Streiks, wie kann man sich das vorstel-
len? Von der DB gibt es keine Geschen-
ke. Und der GDL-Chef Weselsky ist 
nicht der Osterhase. 

Die DB weiß, dass sie was bieten müs-
sen. Aber wie nah wird das an den For-
derungen sein – ohne Streik? Was will 
die DB an Zugeständnissen und Ver-
schlechterungen im Gegenzug? Eine 
Menge! Und was ist mit dem 
„Tarifeinheitsgesetz“, das die Mehr-
heitsgewerkschaft EVG deutlich bevor-
zugt? In vielen Betrieben werden die 
GDL-Tarifverträge verdrängt. So ist das 
zum Beispiel bei der Berliner S-Bahn. 
Das macht wütend. Aber der DB-
Vorstand wird das „Tarifeinheitsgesetz“ 
nicht ohne „Kröten“ über Bord werfen, 
die die Bahner:innen „schlucken“ sol-
len. 

Die Geheimverhandlungen sind bis 3. 
März geplant. Werden die GDL-
Mitglieder geduldig sein? 

Sabine Müller, Berlin 

Deutsche Bahn: Bahner:innen fordern kürzere 
Arbeitszeiten, aber ... 

D er Januar startete mit zwei bundesweiten Streiks, die den Bahnverkehr fast zum Erliegen gebracht 
haben. Die Deutsche Bahn (DB) verhandelt nun wieder mit der Gewerkschaft deutscher Lokführer 
(GDL), die ganz überwiegend Fahrpersonal als Mitglieder hat. Gestartet ist die Tarifrunde im 

Oktober mit der Forderung nach Absenkung der Arbeitszeit von 38 Stunden pro Woche auf 35 Stunden bei 
vollem Lohn und 555 Euro mehr als monatliche Lohnerhöhung. Was wird am Ende davon übrig bleiben? 

AUS DEN BETRIEBEN  
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AUS DEN BETRIEBEN  

Im Januar gab es für einige Kolleg:innen 
aus dem Berliner Bezirk Mitte ein böses 
Erwachen, als sie von den Sparplänen 
erfuhren. In vielen Fällen bedeutete das 
eine Auslauffinanzierung ihrer Stellen. 
Das heißt, dass ihr Arbeitsvertrag nur 
bis April verlängert wurde. Daraufhin 
fanden im Januar zwei kraftvolle Kund-
gebungen gegen die Kürzungen statt. 
Viele Kolleg:innen aus Mitte kamen mit 
Kindern und Jugendlichen zusammen, 
und auch Sozialarbeiter:innen aus an-
deren Bezirken waren dabei. Mittlerwei-
le konnte der totale Kahlschlag in Mitte 
vorerst abgewendet werden, aber bei 
vielen bedeutet das auch nur eine Ver-
tragsverlängerung bis Juni oder Dezem-
ber. Und dann … ? 

Die Kolleg:innen aus Mitte schrieben 
im Januar einen offenen Brief. Sie pran-
gern u. a. an, dass gut etablierte Projekte 
gestrichen werden sollen, während mit 
den Böllergeldern neue, vermutlich be-
fristet finanzierte Projekte geschaffen 
werden. Niedrigschwellige Sozialarbeit 
für Kinder, Jugendliche und Familien 
funktioniert nur mit Vertrauen. Dieses 
Vertrauen bauen Pädagog:innen mit 
ihrer Arbeit auf. Ein ungewollter und 
nicht pädagogisch begleiteter Abbruch 
dieser Beziehungen kann dazu führen, 
dass die Nutzer:innen das Vertrauen in 
Hilfsangebote ganz verlieren, und nicht 
mehr bei entsprechenden Projekten 
ankommen. Was wir also brauchen, um 
unsere Arbeit nachhaltig machen zu 
können, sind langfristige Finanzierun-
gen und sichere Arbeitsplätze! 

Niemand findet die Kürzungen 
gut, aber … 
Ein Bezirksstadtrat der Linken aus Mit-
te erkennt zwar das Problem, das die 
Einsparungen verursachen werden, 
weiß aber auch keine bessere Lösung, 
als sich der Politik der anderen Parteien 
anzupassen. Bei einer Demo von Sozial-
arbeiter:innen vor dem Abgeordneten-
haus im Januar äußerte er sich etwa so: 
Die 13 Mio. Einsparungen im Bezirk 
Mitte seien zwar schlimm und es werde 
schwere Folgen haben, dass z. B. Ju-
gendklubs schließen, aber Berlin sei 
nun mal arm und es müsse gespart wer-
den. Was die Sozialarbeiter:innen for-
dern, solle nicht in erster Linie mehr 
Geld sein, sondern das Recht mitzube-
stimmen, was und wo gekürzt werde. 
Solche Äußerungen lassen schon ver-
muten, dass auch linke Politiker:innen 
keine andere Lösung wissen, als sich der 
Sparpolitik der anderen Parteien anzu-
passen.  

Mit Law-and-Order in die  
Unmenschlichkeit 
Kai Wegener trat zur Berlinwahl an für 
eine „sichere und saubere Stadt“. Immer 
mehr Sozialabbau bei immer mehr Law-
and-Order-Politik ist der Versuch der 
sogenannten Politiker:innen der 
„gesellschaftlichen Mitte“, den Ängsten 
vieler Leute mit Disziplin und Ent-
schlossenheit zu begegnen. Dabei 
schürt solche Politik hauptsächlich Ras-
sismus, Queerfeindlichkeit und Hass. 
Solche Politik hält keine Wähler:innen 

von der AfD ab, sondern normalisiert 
nur rassistische Rhetorik. Statt Men-
schen zu schützen, wird die Regierung 
immer autoritärer und struktureller 
Rassismus und Diskriminierung immer 
krasser. 

Schluss damit! Wir müssen auf die Stra-
ßen von Berlin, gegen diesen Senat und 
seinen Sozialabbau! 

Hannah Latz, Berlin 

 

 

Unseren Podcast zum Thema findet ihr 
hier: 

Sozialabbau im ganzen Land, unsere Antwort:  
Widerstand! 

W as für ein Wahnsinn! Nach der aufsehenerregenden Silvesternacht 2022/23 in Berlin und 
stigmatisierenden Aussagen und Medienberichten darüber wurde einiges in Bewegung 
gesetzt. Es gab Jugendgewaltgipfel, in denen die unter Pädagog:innen sogenannten 
„Böllergelder“ verabschiedet wurden. Super, ein paar Millionen für Jugendsozialarbeit, aber 

auch mehrere Millionen für Sicherheit und Ordnung, also Polizei und Staatsanwaltschaft. Von Anfang an 
gab es unter den Fachkräften Zweifel, ob die neuen Gelder wie so oft nur kurzfristige Projektfinanzierungen 
sind, oder ob damit auch bestehende Projekte nachhaltig gestärkt werden können. Der Rot-Rot-Grüne Senat 
hat es so versprochen, aber schon da war die Skepsis groß und spätestens, seit der Schwarz-Rote Senat in 
Berlin regiert, sind alle Hoffnungen verloren. Durch die Sparauflagen des Senats geraten die Bezirke unter 
Druck. Da nur in bestimmten Bereichen gespart werden darf, betrifft es immer wieder den sozialen Bereich. 
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Vorneweg: das Büchlein ist ein ehrli-
cher Versuch auf Fragen linker Politik 
zu antworten. Das allein macht es le-
senswert. Wo Wagenknecht populis-
tisch versucht, die Interessenvertretung 
der „kleinen Leute“ gegen die „Lifestyle-
Linke“ auszuspielen, fragt sich Kindler, 
wie beides zusammengebracht werden 
kann: Ein antidiskriminierender und 
achtsamer Umgang mit Mitmenschen 
(insbesondere Genoss:innen) und eine 
Repolitisierung der Linken und des 
Kampfes um ein gutes Leben.   

Denn die neoliberale Ideologie des 
„Individualismus“ habe es vermocht 
gesellschaftliche Fragen zu entpolitisie-
ren. Der liberale Glaubensgrundsatz es 
gäbe keine „Gesellschaft“ nur (einzelne) 
Menschen und deren „Eigen-
verantwortung“ habe ideologisch zu 
einer „Entpolitisierung“ geführt – Prob-
leme wie „toxische Männlichkeit“, 
„Unglück“ und Klimawandel, seien 
nicht politisch, sondern nur durch das 
Verhalten des Einzelnen lösbar. Und 
dieser Einzelne müsse durch Arbeit an 
sich selbst stets besser, gesünder und 
glücklich werden. Armut, Sexismus oder 
die Klimakrise werden auch in linksli-
beralen (und linken) Kreisen oft indivi-
dualisiert.  Das führe vor allem bei jün-

geren Aktivist:innen zu einem Druck 
der „moralischen Tugend“ und dazu, 
dass durch einen individualisierten 
Umgang mit Empfindungen kollektive 
oder politische Auseinandersetzungen 
verhindert werden. 

Was vordergründig wie ein politisches 
Bewusstsein der Jugend wirke, wie anti-
rassistische Posts auf Instagram oder 
der achtsame Verzicht auf Fleischkon-
sum, sei in Wirklichkeit neoliberale 
Selbstoptimierung „auf links“.  

Und doch ist das Buch kein „Woke-
Bashing“ also ein Einschlagen auf Akti-
vist:innen, die sich um psychisches 
Wohlbefinden („mental health“) oder 
eine gendergerechte Sprache bemühen. 
Fast zu oft betont Kindler, dass er nie-
mandem vorwerfen möchte, dies zu 
tun. Stattdessen geht es ihm darum, 
den Kampf gegen Armut und Klima-
wandel, für „Glück“ und das „gute Le-
ben“ zu repolitisieren. Hier kommt der 
„Klassenkampf“ ins Spiel, der Appell, 
außerhalb des eigenen „Wohlbefin-
dens“ die große Masse der Menschen 
anzusprechen und die Gemeinsamkei-
ten zu finden. Solange Armut als indivi-
duelles Problem betrachtet wird und 
Menschen, die selbst nur etwas mehr 
als nichts haben, Bürgergeldempfän-
ger:innen „mangelnden Leistungswil-
len“ unterstellen, haben Linke in ihrem 
Kernthema wenig erreicht. Hier gelte es 
Bündnisse zu bauen zwischen den ver-
schiedenen „prekären“ Gruppen von 
Bürgergeldempfänger:innen über Stu-
dierende bis zu Beschäftigten. Auch 

dürften Linke die Antwort auf die Kli-
makrise nicht in Verzichtsaufforderun-
gen der Reiche(re)n suchen („Wasch-
lappen statt warmer Dusche“). 

Die Schwächen des Buches 
Bei aller brillanten Kritik an einer 
„Demokratie“, die den Wähler:innen 
keine Alternativen lässt, bleibt doch 
unklar, ob Kindler nun die bürgerliche 
Demokratie überwinden oder nur 
„repolitisieren“ und damit „reparieren“ 

möchte. Statt der Individualisierung 
der Klimakrise möchte er ein radikales 
CO2-Budget vor allem auch für Reiche 
und Konzerne. Aber wer soll das durch-
setzen? Die bürgerliche „Demokratie“, 
die er für ihre Alternativlosigkeit kriti-
siert? Die „neue Kapitalismuskritik“ ist 
so neu nicht … So viele kluge Beobach-
tungen und Kritik am neoliberalen Be-
wusstsein das Buch auch hat: Die wich-
tigsten Antworten bleibt es schuldig. 
Wie ist denn der „Klassenkampf“ (der 
Autor bleibt trotz aller sprachlichen 
Marxismen hier sehr vage) zu organisie-
ren? Wie können denn die jungen 
„woken“ Aktivist:innen Bündnisse mit 
der Arbeiter:innenklasse bauen?  

Trotzdem lohnt es sich, das Büchlein zu 
lesen. Weil es davon ausgehend Freude 
macht über die Fragen zu diskutieren. 
Sei es mit dem Autoren selbst oder mit 
uns!  

Jakob Erpel, Düsseldorf 

Scheiß auf Selflove – 
aber wie gewinnen wir den Klassenkampf? 

REZENSION  

>> Hier kommt der Appell, außerhalb des eigenen 
„Wohlbefindens“ die große Masse der Menschen 

anzusprechen und die Gemeinsamkeiten zu finden. << 

E ine neue Kapitalismuskritik“ hat es – kaum erschienen – in die SPIEGEL-Bestsellerliste geschafft. 
Das Buch des Kabarettisten und Podcasters Jean-Phillippe Kindler trägt dabei den provokanten Titel 
„Scheiß auf Selflove, gib mir Klassenkampf“. Was hat es damit auf sich? 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

 
Sozialismus oder Laberei 

Berlin 
18:30 Uhr | Blauer Salon (Mehringhof), Gneisenaustr. 2A 
Di, 27.02.  Legal, illegal, scheißegal? Hilft uns ein AfD-Verbot? 
Mi, 20.03. Warum Nazis keine Frauen* mögen — 
                     Sexismus und rechte Ideologie 
 

Düsseldorf  
18:00 Uhr | Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 15.02. Antifa vor 90 Jahren – Februarkämpfe in Österreich 
 

Bielefeld 
18:30 Uhr | Universität, Raum per DM auf Insta nachfragen  
Fr, 01.03. Kapitalismus und Umwelt: unlösbarer Widerspruch?  
 

Wien 
19:00 Uhr | Amerlinghaus , Stiftgasse 8, Saal 3 
Do, 07.03. (Neo-)Kolonialismus, Rassismus und Kapitalismus 
Do, 14.03. Feministische und queere Kämpfe 
Do, 21.03. Klimakrise und ökosozialistische Strategien 


